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Wirtschaftliche Trends und Hamburg

Hamburgs Wirtschaft entwickelt sich 

erfreulich positiv. Damit das noch 

lange so bleibt, beobachtet und ana-

lysiert der HWWI-Kompetenzbereich 

»Wirtschaftliche Trends und Ham-

burg« die konjunkturelle Entwicklung 

in den Industrieländern, insbesondere 

in der Europäischen Währungsunion 

und in Deutschland, um die Entschei-

dungsträger der Metropolregion Ham-

burg rechtzeitig auf möglichen Hand-

lungsbedarf hinzuweisen. 

Eine wesentliche Aufgabe des Kom-

petenzbereiches ist zudem die wissen-

schaftlich fundierte Politikberatung 

und Information der Öffentlichkeit. 

Der Kompetenzbereich betreibt darü-

ber hinaus Forschung mit dem Ziel, die 

Grundlagen für wissenschaftlich fun-

dierte Konjunkturanalysen und -pro-

gnosen zu gewährleisten. Außerdem 

sollen Wachstumstrends identifiziert 

werden und darauf aufbauend Emp-

fehlungen für eine langfristige, inno-

vative und ordnungspolitisch konsis-

tente Wirtschaftspolitik erarbeitet 

werden. 

Eine Informationsbroschüre über den 

Kompetenzbereich finden Sie im Inter-

net unter http://www.hwwi.org/kom-

petenzbereiche/trends.htm MB

EDITORIAL KONJ U N KTU R

Im Gefolge der kräftigen Expansion der Weltwirtschaft und des boomenden Welthandels 

hat auch in Deutschland die Konjunktur im vergangenen Jahr deutlich an Fahrt gewonnen. 

Die beiden norddeutschen Bundesländer Hamburg und Schleswig-Holstein standen dabei 

auf der Sonnenseite der Konjunktur. Von Christiane Brück und Eckhardt Wohlers
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Hamburg gehörte wegen seiner Funktion 

als internationale Handelsdrehscheibe zu 

den Nutznießern des Welthandelsbooms. 

Die wirtschaftliche Dynamik war deshalb 

in der Hansestadt deutlich höher als in 

Deutschland insgesamt; das reale Brutto-

inlandsprodukt stieg 2005 mit 1,3% stärker 

als im Bundesdurchschnitt (+0,9%). Erfolg-

reich waren insbesondere die Wirtschafts-

bereiche, die von der kräftig expandieren-

den Weltwirtschaft profitierten, wie die 

Industrie, der Verkehrssektor mit dem Ha-

fen und der Groß- und Außenhandel. Eben-

falls mit einer positiven Bilanz konnte an-

gesichts des florierenden Städtetourismus 

das Gastgewerbe aufwarten. Eine weitere 

wichtige Säule der Konjunktur waren die 

unternehmensbezogenen Dienstleistun-

gen. Dagegen litten der Einzelhandel sowie 

haushaltsnahe und öffentliche Dienstleis-

tungen unter der Konsumschwäche bzw. 

dem Zwang zur Haushaltskonsolidierung. 

Das Baugewerbe konnte 2005 erstmals 

seit mehreren Jahren wieder einen leichten 

Umsatzanstieg verbuchen; ob das bereits 

ein Ende der langjährigen Talfahrt signali-

siert, ist wegen der weiterhin rückläufigen 

geleisteten Arbeitsstunden unsicher. 

Die konjunkturelle Erholung fand mehr 

und mehr auch ihren Niederschlag auf 

Welthandelsboom als Triebfeder 

der Konjunktur in Norddeutschland
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dem Arbeitsmarkt. Bei der Zahl der Er-

werbstätigen verzeichnete Hamburg im 

vergangenen Jahr das beste Ergebnis aller 

Bundesländer. Während sie in den ande-

ren Bundesländern fast ausnahmslos zu-

rückging und im Bundesdurchschnitt um 

0,3% sank, erhöhte sie sich in der Hanse-

stadt um 0,8%. Dabei ist in Hamburg im 

Gegensatz zur Entwicklung in Deutschland 

insgesamt auch die Zahl der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten wieder spür-

bar gestiegen. 

In Schleswig-Holstein hat sich die konjunk-

turelle Lage im vergangenen Jahr ebenfalls 

deutlich verbessert. Das reale Bruttoin-

landsprodukt stieg im Jahre 2005 mit 1,5% 

Prozent ebenfalls stärker als im Bundes-

durchschnitt. Erheblichen Anteil daran hat-

ten der anhaltende Aufschwung der Welt-

wirtschaft und der boomende Welthandel. 

Davon profitierte nicht zuletzt die Indus-

trie, aber auch der Groß- und Außenhandel 

konnte dank der regen Außenhandelsakti-

vitäten steigende Umsätze verbuchen. Rü-

ckenwind erhielt die Wirtschaft überdies 

von der anhaltend kräftigen Nachfrage 

nach Telekommunikationsleistungen. Im 

Einzelhandel bildete sich nach mehreren 

mageren Jahren 2005 wieder eine Auf-

wärtstendenz heraus. Für das Gastge-

werbe, das zunächst unter dem ungünsti-

gen Wetter zu leiden hatte, brachte die 

zweite Jahreshälfte doch noch einen ver-

söhnlichen Abschluss mit steigenden Gäs-

tezahlen. Im Baugewerbe hielt dagegen im 

vergangenen Jahr der Abwärtstrend an. 

Der Dienstleistungssektor stützte eben-

falls die Konjunktur. Positiv war die Bilanz 

insbesondere im Bereich Grundstücks- und 

Wohnungswirtschaft. Auch die privaten 

und öffentlichen Dienstleistungen trugen 

im Jahre 2005 dank des expandieren Ge-

sundheitswesens zur konjunkturellen Er-

holung bei. 

Auf dem Arbeitsmarkt hat die konjunktu-

relle Erholung bisher kaum Niederschlag 

gefunden. Die Zahl der Erwerbstätigen ist 

im vergangenen Jahr weiter gesunken; der 

Rückgang um 0,3% entsprach dem Bundes-

durchschnitt. Noch stärker ging die Zahl 

der sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten zurück. Hier gibt es allerdings ei-

nen Lichtblick: Saisonbereinigt ist sie in der 

zweiten Jahreshälfte erstmals seit länge-

rem wieder leicht gestiegen.

Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass sich 

die konjunkturelle Erholung in Deutsch-

land in diesem Jahr weiter festigt. Der Ex-

port bleibt ein wichtiger Konjunkturmo-

tor, aber auch die Binnennachfrage wird 

in Schwung kommen. Zusätzlichen Schub 

erhält die Konjunktur durch die Finanzpo-

litik. Überdies lässt die für Anfang 2007 

geplante Erhöhung der Mehrwertsteuer 

Vorzieheffekte erwarten. Unter diesen 

Umständen wird es 2006 zu einer merkli-

chen Beschleunigung der konjunkturellen 

Expansion mit einem Wachstum des rea-

len Bruttoinlandsprodukts um 1,5% kom-

men, der aber bereits 2007 wieder eine 

deutliche Verlangsamung folgen wird. 

Die Wirtschaft im Norden wird schon we-

gen des anhaltenden Aufschwungs der 

Weltwirtschaft im Jahre 2006 im Auf-

wind bleiben. Hauptnutznießer werden 

die Industrie, der Verkehrssektor und der 

Groß- und Außenhandel sein. Die Industrie 

profitiert überdies von der Festigung der 

Investitionsneigung in Deutschland. Dies 

gilt auch für die unternehmensbezogenen 

Dienstleistungen, die eine tragende Säule 

der Konjunktur bleiben werden. Bei den 

mehr binnenmarktorientierten Bereichen 

kommt mit der Aufhellung der Stimmung 

bei den Verbrauchern nach mehreren ma-

geren Jahren allmählich Land in Sicht. In 

den Sommermonaten dürften zudem von 

der Fußballweltmeisterschaft einige Im-

pulse ausgehen.

In Hamburg dürfte das reale Bruttoin-

landsprodukt in diesem Jahr um 1½ bis 

2% zunehmen. Dabei werden sich die Be-

schäftigungsperspektiven weiter aufhel-

len. „Jobmotoren“ sind insbesondere die 

unternehmensnahen Dienstleistungen, 

der Groß- und Außenhandel und der Ver-

kehrssektor mit dem Hafen. Auch im Gast-

gewerbe und im Einzelhandel nimmt die 

Neigung zu Neueinstellungen zu. In die-

sen Bereichen dürfte es sich bei den neu 

geschaffenen Arbeitsplätzen aber wohl 

großenteils um Minijobs handeln. Schließ-

lich wird auch die Fußballweltmeister-

schaft zumindest vorübergehend zusätz-

liche Jobs bringen. Schätzungen sprechen 

von 5 000 Stellen in den Bereichen Frem-

denverkehr, Gastronomie und Sicherheit, 

von denen sicherlich einige auch länger-

fristig Bestand haben werden. Angesichts 

der günstigen Beschäftigungsaussichten 

dürfte die Zahl der Arbeitslosen spürbar 

zurückgehen, so dass auch von dieser Seite 

eine Entspannung zu erwarten ist.

Auch für Schleswig-Holstein wird 2006 

konjunkturell ein gutes Jahr. Die Erho-

lung wird sich verstärken und an Breite ge-

winnen; das reale Bruttoinlandsprodukt 

dürfte um 1,5 bis 2% zunehmen. Gleich-

wohl werden sich die Beschäftigungsper-

spektiven nur zögernd aufhellen. Bei den 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 

dürfte sich im Laufe des Jahres eine leichte 

Aufwärtstendenz herausbilden. Zu einem 

Beschäftigungsaufbau wird es vor allem 

im Bereich Verkehr und Nachrichtenüber-

mittlung, im Grundstückswesen, bei den 

unternehmensnahen Dienstleistungen 

und im Gesundheitsbereich kommen. Im 

Einzelhandel und im Gastgewerbe bahnt 

sich zwar ebenfalls eine Wende an. Bei den 

neuen Jobs dürfte es sich aber auch hier zu 

einem erheblichen Teil um Minijobs han-

deln. Die Zahl der Arbeitslosen wird in die-

sem Jahr zwar sinken. Alles in allem wird 

sich die Lage am Arbeitsmarkt aber nur we-

nig entspannen.

Das HWWI erarbeitet halbjährlich im 

Auftrag der HSH Nordbank eine Konjunk-

turanalyse für Hamburg und Schleswig-

Holstein. Die komplette, soeben erschie-

nene aktuelle Regionalstudie 1/06 „Die 

Wirtschaft im Norden – Die Konjunktur 

in Hamburg und Schleswig-Holstein im 

Jahr 2005“ ist im Internet abrufbar unter 

http://www.hwwi.org/publikationen/

partnerpublikationen.htm
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Der Koalitionsvertrag fordert die Weiterentwicklung und Verzahnung der beiden Politikfelder Außenwirtschaftspolitik und Entwicklungs-

zusammenarbeit sowie eine bessere Koordinierung zwischen den beteiligten Ministerien: Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-

nologie (BMWi), Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und Auswärtiges Amt (AA). Globalisie-

rungseffekte, sowohl in Entwicklungs- und Schwellenländern als auch in den entwickelten Ländern, machen ein Überdenken der Ziele und 

Instrumente der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Partnerländern nötig. 

Von Gunnar Geyer, Albrecht von Gleich und Karl-Wolfgang Menck

Die Forderung nach einem Überdenken der 

Entwicklungszusammenarbeit ist nicht 

neu. Jetzt freilich ist Handeln geboten. Un-

ter den Bedingungen einer zunehmenden 

Globalisierung muss die bilaterale Koope-

ration zu Wirtschaftswachstum und Über-

windung der Armut beitragen. Doch kön-

nen in einem global sich verändernden 

Umfeld nicht mehr alle bisher bewährten 

Instrumente, Organisationsformen und 

Schwerpunkte der deutschen Außenwirt-

schaftsförderung und Entwicklungszu-

sammenarbeit weiterhin effizient, zielge-

richtet und somit erfolgreich wirken. 

Je mehr die Entwicklungszusammenarbeit 

einerseits auf Wirtschaftsförderung und 

auf die Integration der Entwicklungslän-

der in die Weltwirtschaft abzielt und die 

Privatwirtschaft einbezieht, trägt sie auch 

zur Förderung der Außenwirtschaftsbe-

ziehungen Deutschlands bei. Außenwirt-

schaftsförderung andererseits soll und 

kann Entwicklungszusammenarbeit weder 

verdrängen noch ersetzen. Das Ziel muss 

sein: Beide sollen sich sinnvoll ergänzen, 

indem sie arbeitsteilig zusammenarbeiten, 

zum Nutzen der Entwicklungsländer wie 

der deutschen Wirtschaft. 

Folgende Überlegungen illustrieren dies 

exemplarisch:

Außenwirtschaftspolitik in Zeiten der Glo-

balisierung ist mehr als Exportförderung: 

Zunehmende internationale Verflech-

tung der deutschen Unternehmen sowie 

wachsende Importanteile an den Expor-

ten stellen traditionelle Formen der Ex-

port- und Investitionsförderung in Frage. 

So kann sich der erste Schritt einer Förde-

Außenwirtschaftsförderung und wirtschaftsnahe Entwicklungs-

zusammenarbeit auf dem Prüfstand

rung der Exporte oder der Auslandsinves-

titionen deutscher Unternehmen im zwei-

ten Schritt als eine Exportförderung des 

Ziellandes und somit letztlich als eine För-

derung der deutschen Importe auswirken.

Die neue geopolitische Lage lässt eine 

Trennung von Politikbereichen immer we-

niger zu: So ist zum Beispiel die deutsche 

Entwicklungszusammenarbeit auch ein 

Teil der Wirtschafts-, Außen- und der Si-

cherheitspolitik. Für das Entwicklungsland 

Afghanistan beispielsweise ist primär das 

AA zuständig. Fördermaßnahmen zu Guns-

ten deutscher Unternehmen im Rahmen 

der bilateralen Entwicklungszusammen-

arbeit (Beispiel: Public-Private Partnership) 

verwischen Grenzen und Zuständigkeiten 

zwischen BMZ und BMWi. (Nicht zufälli-

gerweise heißt das BMZ Bundesministe-

rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung).

Die generell in der Wirtschaft herrschen-

den Konzentrationstendenzen und die 

daraus resultierenden Vorteile bei interna-

tionalen Aktivitäten führen auch bei der 

Inanspruchnahme der Außenwirtschafts-

förderung tendenziell dazu, größere Un-

ternehmen zu begünstigen: Kleinere und 

mittlere Unternehmen drohen benachtei-

ligt zu werden, solange für sie die Relation 

zwischen Projektvolumen und Bürokratie-

kosten ungünstiger ist.

Die Entwicklung funktionierender Ban-

ken- und Finanzierungssysteme in Schwel-

lenländern stellt die traditionellen Export- 

und Investitionsfinanzierungen sowie 

Exportgarantien vor neue Fragen. Zum Bei-

spiel wird die Finanzierung deutscher In-

vestitionen in China großenteils bereits 

über Banken in Hong Kong abgewickelt.

Die existierende Außenwirtschaftsförde-

rung ist traditionell auf die Güter der pro-

duzierenden Wirtschaft ausgerichtet. Der 

an Bedeutung rasant zunehmende Bereich 

der Dienstleistungen ist vielfach benach-

teiligt. Indien hat im Vergleich zu China 

nicht deshalb weniger Zufluss an auslän-

dischen Direktinvestitionen, weil das Land 

als Investitionsstandort weniger attraktiv 

wäre. Indiens Wirtschaftsstruktur hat ei-

nen viel größeren tertiären Sektor, der per 

se weniger Investitionsvolumen erfordert, 

gleichzeitig aber nicht von der klassischen 

Außenwirtschaftsförderung erfasst ist.

Eine inhaltliche Trennung zwischen Außen-

wirtschafts-, Entwicklungs-, Außen- und 

Sicherheitspolitik muss durch Arbeitstei-

lung und Koordination ersetzt werden. Je 

stärker die Politik auf die Mitwirkung der 

Privatwirtschaft – auch zur Erreichung der 

Milleniumsziele – setzt, desto mehr gibt es 

keinen Grund, die Grenzen zwischen den 

Politikbereichen zu erhalten. Dies erfordert 

auch Überlegungen, welche organisatori-

schen Konsequenzen daraus in der Zukunft 

zu ziehen sind.

Dieser Artikel bezieht sich auf erste Ergebnisse 

des Forschungsprojektes „Außenwirtschafts-

förderung und Entwicklungszusammenarbeit 

– Herausforderungen und Implikationen für die 

Politik“, das die Autoren derzeit im HWWI-Kom-

petenzbereich »Internationaler Handel und Ent-

wicklung« durchführen. Eine Veröffentlichung der 

Analyse ist im Laufe des Jahres 2006 vorgesehen.
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Die Länder West- und Mitteleuropas wurden in den letzten Jahrzehnten weltweit zu einem der wichtigsten Ziele von Einwanderern. Heute 

leben in der Europäischen Union (EU-25), dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) und der Schweiz ca. 40 Millionen Zuwanderer; also 

Personen mit Geburtsort in einem anderen Land. Das sind 8,5% der Gesamtbevölkerung West- und Mitteleuropas. Trotzdem betrachtet 

die europäische Öffentlichkeit Zuwanderung in der Regel weder als kontinuierlichen Prozess noch als wirtschaftliche und demographische 

Chance, die politisch geregelt werden sollte. Von Nadia Vadean und Rainer Münz

Angesichts des schwachen gesamtwirt-

schaftlichen Wachstums und der einset-

zenden Schrumpfung der einheimischen 

Bevölkerung schwankt die Zuwanderungs-

debatte zwischen der Angst vor zusätzli-

cher Belastung und der Hoffnung auf ei-

nen Impuls von außen. Bei Letzterem geht 

es um die Chancen, die eine gesteuerte Ein-

wanderung bieten könnte: die Wirtschaft 

zu beleben, mehr Nachfrage zu schaffen 

sowie die Rentenkassen durch zusätzliche 

Beiträge zu entlasten.

Empirische Studien zeigen, dass die Aus-

wirkungen der Zuwanderung auf den Ar-

beitsmarkt – insbesondere auf Löhne und 

Beschäftigung – im Aufnahmeland gering 

sind. Dies hängt damit zusammen, dass 

eine durch Zuwanderer erhöhte Nach-

frage nach Gütern und Dienstleistungen 

sowie Produktivitätssteigerungen die Be-

schäftigung erhöhen und die potenzielle 

Lohnsenkung ausgleichen. Dennoch sind 

innerhalb Europas die Auswirkungen un-

terschiedlich. Zum Beispiel blieb das Lohn- 

und Beschäftigungsniveau in Griechen-

land, Italien, Spanien und Großbritannien 

trotz beträchtlicher Einwanderung wäh-

rend der letzten Jahre unverändert. Eine 

Verdrängung von Einheimischen auf dem 

Arbeitsmarkt war nicht feststellbar. 

Im Gegensatz dazu waren negative Effekte 

auf dem belgischen und dem deutschen 

Arbeitsmarkt zu beobachten. Gründe da-

für waren ein verstärkter Konkurrenz-

kampf zwischen neuen und alten Zuwan-

derern, ein Arbeitsmarktregime, das die 

Flexibilität erheblich einschränkt, sowie 

eine niedrige Mobilität der einheimischen 

Chancen der Zuwanderung

Arbeitnehmer. Dennoch wurde durch die 

Konvergenz des Lohnniveaus und der Be-

schäftigung zwischen den Regionen Euro-

pas die Arbeitsmarkteffizienz gesteigert.

Lange Zeit galten die Zuwanderer als zu-

sätzliche Belastung für die Sozialsysteme.

Tatsächlich trifft dies keineswegs überall 

zu. Die Beiträge von Zuwanderern zum je-

weiligen sozialen Sicherungssystem hän-

gen vor allem vom Modus der Rekrutierung 

bzw. den Bedingungen der Einwanderung, 

vom Zugang zum Arbeitsmarkt des Ziel-

landes sowie vom Ausbildungsniveau der 

Zuwanderer ab. In den Ländern mit Do-

minanz der Arbeitsmigration und selek-

tiver Einwanderungspolitik (z.B. Großbri-

tannien) zahlen Zuwanderer mehr in die 

Sozialkassen ein. Positive Beiträge sind 

auch in jenen Staaten zu beobachten, die 

es eher schaffen, die erste Generation der 

Migranten bzw. deren Kinder in ihre Ar-

beitsmärkte zu integrieren (z.B. Griechen-

land, Portugal und Spanien).

Die Zuwanderer beeinflussen auch die 

Zahlungsbilanz der Aufnahmeländer. Dank 

Informationen über Heimatmärkte und 

bestehende Geschäftskontakte beleben 

sie den Handel der Zielländer mit den Her-

kunftsländern. Weiterhin erzeugen sie be-

trächtliche Kapitalabflüsse. Die Summe 

der Rücküberweisungen von Migranten 

aus den EU-Mitgliedstaaten betrug im Jahr 

2003 nach Angaben des Internationalen 

Währungsfonds (IWF) über 30 Milliarden 

Euro. Dies ist jedoch nicht als wirtschaft-

licher Verlust zu betrachten. Die Rückü-

berweisungen können die Exporte der 

Aufnahmeländer finanzieren und sich zu-

sätzlich fördernd auf deren Wettbewerbs-

fähigkeit auswirken.

Die Zuwanderung steuert in den meisten 

Fällen zum Wirtschaftswachstum der Auf-

nahmeländer bei. Immigranten, die Ka-

pital besitzen, steigern den Konsum und 

hoch qualifizierte Ausländer sind komple-

mentär zu den Investitionen in den Wirt-

schaftszweigen, in denen sie tätig sind. 

Studien zeigen, dass sie weitere Investitio-

nen im Zielland induzieren. Gering qualifi-

zierte zugewanderte Arbeitskräfte senken 

hingegen erwartungsgemäß die Produkti-

vität des jeweiligen Sektors. Allerdings un-

terstützen genau jene gering qualifizierten 

Zuwanderer den Erhalt mancher arbeits-

intensiver Sektoren (z.B. Landwirtschaft, 

Bausektor). Einen hohen Beitrag zum Wirt-

schaftswachstum können Zuwanderer 

nur dann leisten, wenn sie ihrer Qualifika-

tion entsprechend beschäftigt sind. Häu-

fig sind aber hochqualifizierte Zuwanderer 

in gering qualifizierten Jobs beschäftigt, da 

ihre Diplome und Qualifikationen im Ziel-

land nicht anerkannt werden. Dies führt zu 

einem beträchtlichen Ressourcenverlust.

Die Chancen, welche die Zuwanderung 

bietet, können nur ausgeschöpft werden, 

wenn die Arbeitsmarktintegration der Ein-

wanderer gelingt. Voraussetzung dafür 

ist einerseits die Auswahl der Zuwanderer 

nach Qualifikation, andererseits ein leich-

terer Zugang zu Arbeitsmarkt und Ausbil-

dung sowie die Anerkennung bereits im 

Herkunftsland erworbener Qualifikatio-

nen. Der Zugang zum Arbeitsmarkt fördert 

zugleich die Integration in die Aufnahme-

gesellschaft insgesamt.


